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75 BEKANNTMACHUNG GEM. §§ 8 FF. DER 9. VERORDNUNG ÜBER DIE DURCHFÜHRUNG DES 

BUNDESIMMISSIONSSCHUTZGESETZES (VERORDNUNG ÜBER DAS GENEHMIGUNGSVER-
FAHREN – 9. BIMSCHV) I.V.M. 10 BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZ (BIMSCHG) 

 
Die REG-Regenerative Energie-Gesellschaft mbH & Co. KG, v.d. Geschäftsführer Herrn Immo Müller mit Sitz 
in 26434 Wangerland hat beim Hochsauerlandkreis, als zuständiger Genehmigungsbehörde, gem. § 1 Abs. 2 
Nr. 3 Abs. 3 ZuStVO NRW, mit Datum vom 19.06.2017 eine Genehmigung nach § 4 BImSchG  für die Errich-
tung und den Betrieb von einer Windenergieanlage vom Typ Vestas V126-3.3 MW mit einer Nennleistung von 
3.300 kW, Nabenhöhe 137 m, einem Rotordurchmesser von 126 m und einer Gesamthöhe von 200 m auf 
dem nachfolgend bezeichneten Grundstück beantragt: 
 

Bezeichnung Anlagen-Nr.  Gemarkung Flur Flurstück 

WEA 01 0007234.2 Holzen 10 19 

 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Für das Vorhaben wurde ein Vorpüfungsverfahren zur Feststellung des Erfordernisses einer Umweltverträg-
lichkeitsuntersuchung gem. § 7 UVPG durchgeführt. Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist, die als unselbstständiger Teil dieses Genehmigungsver-
fahrens durchgeführt wird. Es besteht somit eine UVP-Pflicht, ein UVP-Bericht wurde vorgelegt.  
 
Das beantragte Vorhaben wird hiermit gem. §§ 8 ff. der 9. BImSchV i.V.m. § 10 BImSchG bekannt gemacht.  
 
Nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 der 9. BImSchV muss die Bekanntmachung auch Bezeichnung des für das Vorhaben 
entscheidungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Genehmigungsbehörde zum Zeitpunkt des 
Beginns des Beteiligungsverfahrens vorliegen, enthalten. Hierzu gehören neben dem UVP-Bericht, insbeson-
dere:  
 

Lfd.-Nr.:/ 
Register 

Stichwortartige  
Charakterisierung 

0 Inhaltsverzeichnis 

1 Immissionsschutzrechtlicher Antrag  

2 Kurzbeschreibung des Bauvorhabens 

3 Topografische Karte 1:25.000, DTK 1:10.000, DGK 1:5.000 

4 Übersichtsplan 1:5.000 

5 Planungsrechtliche Ausweisung 

6 Bauantrag Sonderbau / Erklärung des Entwurfsverfassers 

7 Baubeschreibung 

8 Lageplan 1:2.000, Grenzabstand 

9 Katasterplan, Katasternachweise, Koordinaten 

10 Bauzeichnungen: Gesamtansicht Windkraftanlage, Ansicht Gondel  

11 Standsicherheit (Turbolenzgutachten) 

12 Verminderung von Emissionen 

13 Kostenermittlung (Rohbau- und Herstellkosten) 

14 Brandschutz: Löschwasserversorgung, Löschwasserrückhaltung, Anlagenspezifisches 
Brandschutzkonzept, Rauch und Wärmemeldeanlage, Blitzschutz und EMV 

15 Beschreibung der technischen Einrichtung / Allgemeine Spezifikation  

16 Maßnahmen zur Anlagensicherheit 

17 Maßnahmen zum Arbeitsschutz 

18 Maßnahmen zur Abfallbeseitigung – Angaben zum Abfall der Betriebsstoffe 

19 Kennzeichnung Luftfahrthindernis 

20 Maßnahmen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

21 Maßnahmen bei Betriebseinstellung: Verpflichtungserklärung zum Rückbau, Rückbaube-
schreibung Rückbaukosten 

22 Darstellung der Anlage 

23 Schall- und Schattenwurfermittlung: Schallgutachten, Schattengutachten 

24 Betriebseinheiten 

25 Beseitigung von Abfällen 

26 Niederschlagsentwässerung 
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27 Vorbereitung der Vorprüfung des Einzelfalls gemäß UVPG, Umweltverträglichkeitsbericht, Ar-
tenschutzprüfung (ASP), NATURA 2000 – Verträglichkeitsprüfung, Faunistische Gutachten, 
Gutachten zur Beurteilung einer „optisch bedrängenden Wirkung“ einer Windenergieanlage 
in Arnsberg-Holzen 

28 Sicherheitsdatenblätter 

29 Blitzschutz und EMV 

30 Maßnahmen zur Eiserkennung,  

31 Die Typenprüfung wird vor Baufreigabe nachgereicht 

32 Landschaftspflegerischer Begleitplan 

 
Der Genehmigungsantrag, die vorgenannten Unterlagen sowie der Inhalt der Bekanntmachung können inner-
halb der Auslegungsfrist vom 12.05.2021 bis einschließlich 14.06.2021 [1 Monat] gem. § 3 Abs. 1 Planungs-
sicherstellungsgesetz (PlanSiG) i.V.m. § 27a Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und § 10 Abs. 1 
Satz 8 i.V.m. § 8 Abs. 1 Satz 3 der 9. BImSchV auf der Internetseite des Hochsauerlandkreises 
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntma-
chung-oeff und über das UVP-Portal des Landes Nordrhein-Westfalen unter https://uvp-verbund.de/startseite 
eingesehen werden.  
 
Die gem. § 10 Abs. 3 Satz 2 BImSchG i.V.m. § 10 Abs. 1 der 9. BImSchV vorzunehmende Auslegung des 
Antrages und der dazugehörigen Unterlagen wird somit gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 PlanSiG durch Veröffentlichung 
im Internet ersetzt. 
 
Daneben liegen der Antrag mit den dazugehörigen Unterlagen während des o.g. Auslegungszeitraumes als 
zusätzliches Informationsangebot gem. § 3 Abs. 2 PlanSiG auch an folgenden Stellen aus und können dort 
während der angegebenen Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadtverwaltung Arnsberg 

Rathaus, Fachdienst 4.5 Umwelt | Ressourcenschutz, Zimmer 519, Rathausplatz 1, 59759 Arnsberg  
Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr sowie 
Montag bis Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 Uhr 
Voraussetzung für den Einlass in das Verwaltungsgebäude der Stadt Arnsberg ist das Tragen eines Mund-
Nasen-Schutzes. Für die Einsichtnahme ist eine vorherige telefonische Anmeldung bzw. eine Terminab-
sprache unter Tel.-Nr. 02932/2011815 erforderlich.  

 
2. Genehmigungsbehörde: 

Hochsauerlandkreis 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Zimmer 233, Am Rothaarsteig 1, 59929 Brilon 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, sowie  
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
Voraussetzung für den Einlass in das Verwaltungsgebäude des Hochsauerlandkreises ist das Tragen ei-
nes Mund-Nasen-Schutzes. Für die Einsichtnahme ist eine vorherige telefonische Anmeldung bzw. eine 
Terminabsprache unter der Tel.-Nr. 02961/943155 erforderlich. 

 
Zum Schutz von Neuinfizierungen mit dem Corona-Virus sind gem. der „Verordnung zum Schutz vor Neuinfi-
zierungen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO)“ vom 22. März 2020 und den dazu ergange-
nen Änderungen u.a. Mindestabstände von 1,50 m zwischen einzelnen Personen grundsätzlich einzuhalten. 
Von daher können die Unterlagen grundsätzlich jeweils nur von 1 Person eingesehen werden, soweit es sich 
nicht um Personen eines gleichen Haushalts handelt 
 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können innerhalb der Einwendungsfrist vom 12.05.2021 bis 
14.07.2021 schriftlich bei den vorgenannten Auslegungsstellen oder elektronisch (E-Mail: immissions-
schutz@hochsauerlandkreis.de) erhoben werden. Die Einwendungen sollen den Namen sowie die vollstän-
dige leserliche Anschrift des Einwenders enthalten. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfah-
ren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungen dem Antragsteller sowie den Behörden, deren Aufga-
benbereich durch die Einwendungen berührt werden, bekanntzugeben sind. Auf Verlangen des Einwenders 
werden Name und Anschrift vor der Bekanntgabe des Inhalts unleserlich gemacht, wenn diese zur ordnungs-
gemäßen Durchführung des Verwaltungsverfahrens nicht erforderlich sind.  
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form verviel-
fältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben) gilt derjenige Unterzeichner als 
Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit seinem Namen und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet 

https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntmachung-oeff
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntmachung-oeff
https://uvp-verbund.de/nw
mailto:immissionsschutz@hochsauerlandkreis.de
mailto:immissionsschutz@hochsauerlandkreis.de
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ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person 
sein. Gleichförmige Einwendungen, die die oben genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten, können unberücksichtigt bleiben. Gleiches gilt, wenn der Vertreter 
keine natürliche Person ist. 
 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmigungsbehörde nach Ausübung pflichtgemäßen 
Ermessens darüber, ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird, um die form- und fristgerecht erhobenen 
Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung 
sein kann. Beim Erörterungstermin soll denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben 
werden, ihre Einwendungen zu erläutern. Die Entscheidung, ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird, wird 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Sofern ein Erörterungstermin durchgeführt wird, findet dieser wie folgt statt: 
 
Datum:  07.09.2021 
Uhrzeit: 10:00 Uhr 
Ort:  Großer Sitzungssaal Kreishaus Meschede 
  Steinstraße 27, 59872 Meschede 
 
Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, so 
wird sie am nächsten Tag zur gleichen Zeit am gleichen Ort fortgesetzt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass form- und fristgerecht erhobene Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 
 
Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme haben neben den Vertretern der beteiligten Be-
hörden, der Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Auslegungsstellen Einwendungen erhoben 
haben. Sonstige Personen können als Zuhörer an dem Termin teilnehmen, sofern genügend freie Plätze zur 
Verfügung stehen. Gesonderte Einladungen zum Erörterungstermin ergehen nicht mehr. 
 
Sollte der Erörterungstermin wegfallen oder vertagt werden, wird die Entscheidung hierüber nach Ablauf der 
Einwendungsfrist öffentlich bekannt gemacht. 
 
Durch Einsichtnahme in die Antragsunterlagen und Teilnahme am Erörterungstermin entstehende Kosten kön-
nen nicht erstattet werden. 
 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen und den Genehmigungsantrag an die Personen, die 
Einwendungen erhoben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Auf die für die Beteiligung der Öffentlichkeit maßgebenden Vorschriften (Bundes-Immissionsschutzgesetz, 9. 
Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) wird hingewiesen.  
 
Brilon, 05.05.2021 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 41.3.40272-2017-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 

 

76 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. §10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Frau Ioana-Gabriela Nicolescu, zuletzt wohnhaft in 
59929 Brilon, Strackestraße 25, jetzt unbekannten 
Aufenthaltes, ist die Ordnungsverfügung über die  
 

 
zwangsweise Außerbetriebsetzung des Fahrzeu-
ges HSK-MK282 wegen fehlenden Versicherungs-
schutzes durch den Landrat des Hochsauerland-
kreises vom 12.04.2021 zuzustellen (Az.: 
33/36.HSK-MK282). 
 
Wegen des unbekannten Aufenthaltes des Be-
troffenen und fehlender Möglichkeit der Zustellung 
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an einen Zustellungsbevollmächtigten ist die Zu-
stellung nicht möglich. Es ist daher öffentliche Zu-
stellung erforderlich. 
 
Die Ordnungsverfügung liegt bei meinem Straßen-
verkehrsamt in 59872 Meschede, Steinstr. 27, Zim-
mer 194, zur Entgegennahme bereit. 
 
Die Ordnungsverfügung gilt an dem Tage als zuge-
stellt, an dem seit dem Tag des Aushängens und 
der Veröffentlichung im Amtsblatt des Hochsauer-
landkreises zwei Wochen verstrichen sind. 
 
Gegen die Ordnungsverfügung des Landrates des 
Hochsauerlandkreises vom 12.04.2021 kann vor 
dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arns-
berg, Jägerstraße 1, binnen eines Monats nach Zu-
stellung schriftlich oder zur Niederschrift des/der 
Urkundenbeamten/ in der Geschäftsstelle Klage 
erhoben werden. Die Klage kann auch durch Über-
tragung eines elektronischen Dokuments an die 
elektronische Poststelle des Gerichts erhoben wer-
den. Das elektronische Dokument muss für die Be-
arbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signa-
tur der verantwortenden Person versehen sein o-
der von der verantwortenden Person signiert und 
auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 
55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten tech-
nischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3803). Weitere Informati-
onen erhalten Sie auf der Internetseite www.jus-
tiz.de. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. Wird die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die 
angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden. 
 
Meschede, 22.05.2021 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Fachdienst 33 Straßenverkehrsamt 
Az.: 33/36.HSK-MK282 
 
Im Auftrag 
gez. 
Deventer 
 

 

77 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. §10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Der nachstehend bezeichnete Bußgeldbescheid 
wird hiermit für den Hochsauerlandkreis, Fach-
dienst 34 - Verkehrsordnungswidrigkeiten, Eich-
holzstr. 11, 59821 Arnsberg, öffentlich zugestellt. 
 
Bußgeldbescheid vom  14.04.2021 
Aktenzeichen H10/552307596-11 
 
Bußgeldverfahren gegen Broasca, 
 Razvan-Marius 
zuletzt wohnhaft:  44653 Herne, 
 Rökenstr. 21 
 
Die Zustellung erfolgt gem. § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 
07.03.2006 i.V.m. § 4 der Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von kommunalem Orts-
recht (Bekanntmachungsverordnung – Bekannt-
mVO) vom 26. August 1999 i.V.m. § 19 der Haupt-
satzung des Hochsauerlandkreises vom 10. De-
zember 2009 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Der Bußgeldbescheid kann in der vorgenannten 
Dienststelle, im Raum 741, zu den Sprechzeiten:  
 
Mo.-Do.  08.30 - 12.00 Uhr 
Mo., Mi., Do.  14.00 - 15.30 Uhr 
Fr.   08.30 - 13.00 Uhr 
Di.   14.00 - 17.00 Uhr 
 
in Empfang genommen werden. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. 
 
Die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
setzt Fristen in Gang, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. 
 
Arnsberg, 29.04.2021 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Fachdienst 34 – Verkehrsordnungswidrigkeiten 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kropf 
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78 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. §10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Der nachstehend bezeichnete Bußgeldbescheid 
wird hiermit für den Hochsauerlandkreis, Fach-
dienst 34 - Verkehrsordnungswidrigkeiten, Eich-
holzstr. 11, 59821 Arnsberg, öffentlich zugestellt. 
 
Bußgeldbescheid vom  04.05.2021 
Aktenzeichen H10/552311703-13 
 
Bußgeldverfahren gegen Ploesteanu, 
 Adrian-Catalin 
zuletzt wohnhaft:  53119 Bonn,  
 Lievelingsweg 41 
 
Die Zustellung erfolgt gem. § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 
07.03.2006 i.V.m. § 4 der Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von kommunalem Orts-
recht (Bekanntmachungsverordnung – Bekannt-
mVO) vom 26. August 1999 i.V.m. § 19 der Haupt-
satzung des Hochsauerlandkreises vom 10. De-
zember 2009 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Der Bußgeldbescheid kann in der vorgenannten 
Dienststelle, im Raum 741, zu den Sprechzeiten:  
 
Mo.-Do.  08.30 - 12.00 Uhr 
Mo., Mi., Do.  14.00 - 15.30 Uhr 
Fr.   08.30 - 13.00 Uhr 
Di.   14.00 - 17.00 Uhr 
 
in Empfang genommen werden. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. 
 
Die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
setzt Fristen in Gang, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. 
 
Arnsberg, 04.05.2021 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Fachdienst 34 – Verkehrsordnungswidrigkeiten 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kropf 
 

 
 
 
 

79 RADON-BODENLUFTMESSUNGEN IN 

NORDRHEIN-WESTFALEN 
 
Mit der Messung von Radon in der Bodenluft an 
weiteren 400 Stellen in Nordrhein-Westfalen wird 
das Messprogramm 2019/2020 in den Jahren 
2021/2022 fortgesetzt. Der GD NRW plant und 
führt auch dieses Messprogramm im Auftrag des 
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Nordrhein-Westfalen durch.  
Ziel des Messprogrammes 2019/2020 war es, eine 
aussagekräftige Datenbasis für die mögliche Aus-
weisung von Radon-Vorsorgegebieten in Nord-
rhein-Westfalen gemäß § 121 Strahlenschutzge-
setz zu schaffen. Nach derzeitigem Kenntnisstand 
besteht in Nordrhein-Westfalen keine Notwendig-
keit, Radon-Vorsorgegebiete auszuweisen.  
Mit den Radon-Bodenluftmessungen in den Jahren 
2021/2022 wird das Messstellennetz in Nordrhein-
Westfalen erheblich verdichtet werden. Damit wird 
eine noch bessere Datenbasis geschaffen, um 
eine mögliche Gefährdung der Bevölkerung durch 
Radon sicher beurteilen zu können.  
 

Zeitraum Mai 2021 bis August 2022 

 
Die mit den Untersuchungen Beauftragten sind auf 
Grund des § 165 StrSchG berechtigt, Grundstücke 
zu betreten, Bodenluftmessungen durchzuführen 
und Proben zu nehmen.  
 
Im Rahmen der Messungen sind Bohrungen mit ei-
nem Durchmesser von 40 mm bis 1,10 m Tiefe er-
forderlich. Die in das Bohrloch eingebrachte Bo-
denluftsonde hat einen Durchmesser von 30 mm. 
Etwaige durch die Inanspruchnahme entstehende 
Schäden werden nach den allgemeinen gesetzli-
chen Bestimmungen ersetzt. 
 
Es wird gebeten, die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der vom GD NRW beauftragten Firma bei der 
Erledigung ihrer Arbeiten im Dienste der Allge-
meinheit zu unterstützen. 
 

Ihre Ansprech-
partner 

Dr. Ludger Krahn:              
krahn@gd.nrw.de,  
02151 897-239 
 
Prisca Weltermann: 
weltermann@gd.nrw.de, 
02151 897-443 

 

 
 
 

mailto:krahn@gd.nrw.de

